
 

22.11.2017 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

 

nach zwei Monaten zäher Verhandlungen sind die Sondierungen der Jamaica-Parteien gescheitert. CDU, CSU, FDP und 

Grüne haben damit Deutschland und auch Europa in eine schwierige Lage gebracht. Den klaren Auftrag der Wählerinnen 

und Wähler zur Regierungsbildung haben sie nicht erfüllt. Offen bleibt, ob dafür unüberbrückbare inhaltliche Differenzen 

oder vielmehr parteitaktische Egoismen einzelner Verhandlungspartner der ausschlaggebende Grund waren. Wer die 

Verhandlungen über eine Regierungsbildung von Anfang an nur als Werbebühne missbraucht, der wird seiner 

Verantwortung nicht gerecht.  

 

In einer Demokratie muss immer geredet werden und immer geredet werden können. Wir haben das 4 Jahre lang mit CDU 

und CSU getan. Anders als die Grünen. Wir erinnern uns: Die Grünen lehnten vor 4 Jahren mit Verweis auf die 

Flüchtlingspolitik jedes Gespräch mit der Union ab. Die GroKo blieb die einzig mögliche Alternative. Wir haben die 

Verantwortung übernommen, für Verbesserungen gekämpft, sind Kompromisse eingegangen und haben Kröten 

geschluckt. Am Ende hat die SPD dafür das schlechteste Wahlergebnis seit der Nachkriegszeit bekommen. Und das, obwohl 

es bei allen Umfragen immer eine große Zustimmung zu unseren Positionen und Inhalten gibt.  

 

Wir haben konkrete Verbesserungen für die Menschen erreicht, zum Beispiel mit dem Mindestlohn, mit dem über 4 

Millionen Menschen, insbesondere Frauen, am Ende des Monats mehr Geld auf dem Konto haben. Von der Rente ab 45 

Jahre Beitragsjahren, profitieren diejenigen, die über Jahrzehnte einen wichtigen Beitrag zur Rentenversicherung geleistet 

haben und mit den Pflegestärkungsgesetzen haben wir eine Vielzahl von Leistungsverbesserungen im finanziellen 

Umfang von über 2 Milliarden Euro erreicht. Wir haben Verantwortung übernommen, wo Merkel und CDU/CSU versagten 

– in der GREXIT-Debatte 2015 und in der Flüchtlingsfrage. 

 

Wir haben allerdings auch viele Dinge nicht erreichen können – oder nur in abgespeckter Variante – die für uns 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten von besonderer Bedeutung sind: Bei der Regulierung von Leiharbeit und 

Werkverträgen hätten wir gerne weitreichende Änderungen durchgesetzt; wir hätten die Mietpreisbremse gerne noch 

effektiver gestaltet und im Rahmen des Entgeltgleichheitsgesetzes hätten wir gerne auch schon Unternehmen mit 50 

Beschäftigten zu einer höheren Transparenz verpflichtet.  

 

Und nicht zuletzt haben wir Kröten schlucken müssen, um anderes durchzusetzen, wie z.B. die PKW-Maut. Viele 

Kompromisse im Rahmen der GroKo haben dazu geführt, dass unsere Handschrift nicht klar und unser Anliegen nicht in 

der Art und Weise deutlich wurde, wie wir es uns gewünscht hätten.  



 

Wer mehr über meine Position zur aktuellen Lage erfahren möchte, kann dies in meinem Papier „Die SPD nach Jamaica- 

was nun?“ nachlesen. Es steht unter www.dagmarschmidt.de/spd-nach-jamaica zum Download bereit. 

 

Trotz allem darf nicht vergessen werden, dass der deutsche Bundestag gewählt und handlungsfähig ist. Das Parlament 

kann Anträge und Gesetze beschließen – und das sollte es auch tun, wo die Zeit drängt oder es inhaltlich notwendig ist. 

ThyssenKrupp wird seine Angriffe auf die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht vertagen, nur weil die 

Regierungsbildung andauert. Und Irland wird seine Steuertricks nicht einstellen, solange Deutschland ihm nicht die Rote 

Karte zeigt. Auch die Frage, wie wir Migration nach Deutschland steuern, sollte nicht unbegrenzt aufgeschoben werden. 

Deshalb haben wir in dieser Woche auch entsprechende Initiativen im Bundestag eingebracht.  

 

Mit solidarischen Grüßen 

 

Dagmar Schmidt, MdB 

  

http://www.dagmarschmidt.de/xxx


Stahlindustrie stärken 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat am Dienstag einen Antrag zum Erhalt der Stahlstandorte in 

Deutschland eingebracht. Anlass war die geplante Fusion von thyssenkrupp und Tata Steel 

und die Gefährdung der Arbeitsplätze an den deutschen Standorten. Auch hier im Lahn-Dill-

Kreis sind wir stark von der Stahlindustrie abhängig. Ein Grund mehr sich mit den 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von ThyssenKrupp zu solidarisieren und die 

Stahlbranche in Deutschland zu stärken. …weiterlesen  

 

Solidargemeinschaft EU braucht fairen Steuerwettbewerb 

Nicht nur Personen oder Konzerne handeln verantwortungslos auf Kosten der Gemeinschaft, 

wenn sie Gewinne in Steueroasen verschieben, sondern auch Staaten und Regierungen, die 

durch Dumpingsteuersätze Unternehmen anlocken und so anderen Staaten Einnahmen 

entziehen. Gerade eine Solidargemeinschaft wie die Europäische Union ist auf einen fairen 

Steuerwettbewerb untereinander angewiesen. Ein Wettrennen um die niedrigste 

Unternehmensbesteuerung schadet am Ende allen Mitgliedsstaaten. …weiterlesen 

 

Einwanderungsgesetz 

Am Mittwoch haben wir unseren Entwurf für ein Einwanderungsgesetz in den Deutschen 

Bundestag eingebracht. Dies ist ein erster wichtiger Schritt zu einem umfänglichen 

Migrationskonzept zu stehen, das neben der Steuerung von Einwanderung auch die 

Bekämpfung der Fluchtursachen sowie eine bessere Integration bestehen muss. Das geltende 

Asylrecht bleibt von unserem Vorschlag unberührt. Deutschland muss seine humanitäre und 

rechtliche Verpflichtung gegenüber Schutzsuchenden und politisch Verfolgten erfüllen. Die Suche nach einem Arbeitsplatz 

ist jedoch kein Asylgrund. Deshalb wollen wir Klarheit schaffen, wer als Arbeitskraft in unser Land einwandern kann und 

wer nicht. …weiterlesen 

 

Bundesweiter Vorlesetag 

Auch dieses Jahr habe ich im Rahmen des bundesweiten Vorlesetages Schulen der Region 

besucht und den Schülerinnen und Schülern vorgelesen. Dieses Jahr war ich in der 

Kirchbergschule Herborn, wo ich in den jüngeren Klassen eine Geschichte vom kleinen Nick 

und den älteren Auszüge aus dem Buch „Die Welle“ vorgelesen habe, und der Peter-Härtling-

Schule in Wetzlar, wo der Namensgeber der Schule bei der Auswahl der Vorlesetexte half und 

ich einen Text Härtlings zu Goethes Kindheit vorgelesen habe. …weiterlesen 

 

Familienzentrum „Anni“ 

Am Donnerstag, 16.11. habe ich das Familienzentrum „Anni“ in Biebertal besucht. Hier haben 

Familien die Möglichkeit, sich über ihre Erfahrungen auszutauschen oder verschiedene 

Akteure und Institutionen, die sie im täglichen Leben unterstützen können, kennenzulernen. 

Die Mitarbeiterinnen von „Anni“ verfolgen das Ziel, Menschen dabei zu helfen, die vielen 

Facetten des Familienlebens miteinander zu teilen und zu meistern. …weiterlesen 
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